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„�Künftig muss gefördert werden, 
was gefordert wird“

Redaktionsgespräch mit Axel Gedaschko und Jörg Kotzenbauer

Die Bundesregierung hat die Woh­

nungspolitik vor einigen Jahren 

als wichtigste soziale Frage der 

Gegenwart bezeichnet. Aber wird auch 

entsprechend gehandelt? Wird vonsei­

ten der Politik genug getan, um diesem 

Problem Herr zu werden?

Jörg Kotzenbauer: In der Tat hat die Poli-

tik viel getan, im Zweifelsfall sogar eher 

zu viel. Im Laufe der abgelaufenen Legis-

laturperiode ist das Mietrecht vonseiten 

des Bundes mehrfach verschärft worden, 

etwa mit immer mehr und immer umfas-

senderen Möglichkeiten für die Länder, 

die sogenannte Mietpreisbremse anzu-

wenden und so die Anpassung der Mie-

ten regulativ zu beschränken. Dass das 

preisbremsend wirkt, sieht man jetzt dar-

an, dass die Mieten in vielen Städten tat-

sächlich seit 2020 nicht mehr steigen. 

Aber unter dem Strich ist es dennoch 

nicht gut für den Markt, weil es auch den 

Neubau bremst, den wir eigentlich drin-

gend brauchten. Die Politik tut an eini-

gen Stellen nicht die zielführenden Din-

ge, aber man kann nicht unterstellen, 

dass es generell am Handlungswillen feh-

le.

Axel Gedaschko: Leider wurde das Thema 

von der Politik nicht wie die soziale Frage 

unserer Zeit behandelt. Das Thema Woh-

nen wurde in den zurückliegenden Jahr-

zehnten sträflich vernachlässigt. Es ist 

überfällig, dass sich die neue Regierung 

nun endlich um die großen gesellschaftli-

chen Herausforderungen rund um die so-

ziale Frage dieses Jahrzehnts kümmert. 

Künftig muss gefördert werden, was ge-

fordert wird.

Wie beurteilen Sie die Woh­

nungspolitik der GroKo der ver­

gangenen vier Jahre?

Axel Gedaschko: Es gab einige Themen, 

bei denen sich in den vergangenen Jah-

ren etwas getan hat: Zum einen gab es 

Verbesserungen beim Wohngeld. Außer-

dem begrüßen wir die Änderungen im 

Rahmen der Reform des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes, die gewerbesteuerli-

che Hemmnisse bei der Energiewende 

beseitigen und damit den Weg für mehr 

Mieterstrom in Deutschland ebnen. Posi-

tiv zu bewerten ist auch das neue KfW-

Programm zur energetischen Stadtsanie-

rung. Damit sollen die Bedingungen der 

Förderung deutlich verbessert, aber 

gleichzeitig auch inhaltlich gesteuert 

werden.

Aber es gibt noch zahlreiche Baustellen, 

auf denen viel zu wenig passiert ist: 

Wohnungsmangel, steigende Mieten, Kli-

maschutz, kommunale Abstimmungen 

und sinnvolle Bodenpolitik sowie Infra-

struktur sind nur einige Themen, die viel 

zu lang vernachlässigt wurden. Im neuen 

Baugesetzbuch beispielsweise wird das 

wesentliche Ziel, schneller mehr bezahl-

bares Bauland bereitzustellen, bislang 

leider verfehlt.

Jörg Kotzenbauer: Es ist der scheidenden 

Bundesregierung in einigen Bereichen 

leider nicht gelungen, ihre Ziele zu erfül-

len und beispielsweise die Bauverfahren 

deutlich zu beschleunigen oder mehr 

Bauland zu mobilisieren. Es gibt also 

nach wie vor viel zu tun – was keine Auf-

forderung zu einer nicht hilfreichen 

Überregulierung ist. Dass das Land Berlin 

den sogenannten Mietendeckel erlassen 

hat, ist ja nicht nur ein Resultat von über-

kommener Ideologie, sondern auch eine 

Reaktion auf die Fehlentscheidungen der 

Vergangenheit. Ich halte die Maßnahme 

selbstverständlich für völlig falsch – aber 

die Berliner Politik hat auf reale Mietstei-

gerungen reagiert und die Mieten stei-

gen vor allem deshalb, weil zu wenig ge-

baut wird. Und dafür wiederum trägt der 

Bund zumindest eine Mitverantwortung. 

Entsprechend der großen Bedeu­

tung des Themas Wohnen hat 

jede Partei ihre Ideen und Ansät­

ze als Kernanliegen in den Wahlprogram­

men. Wie beurteilen Sie die Vorschläge 

vor allem hinsichtlich Umsetzbarkeit und 

schneller Wirksamkeit?

Axel Gedaschko: In den Parteiprogram-

men sind einige gute Ansätze zu finden, 

die wir sehr befürworten. Im Programm 

von Bündnis 90/Die Grünen beispielswei-

se, dass der Neubau von 1 000 000 Sozial-

wohnungen in den nächsten 10 Jahren 

aktiv angegangen wird. Im Programm der 

FDP begrüßen wir die Einschätzung, dass 

Enteignungen, Mietpreisbremse oder 

„Das Thema Wohnen wurde in den zurückliegenden  

Jahrzehnten sträflich vernachlässigt.“ 

	 Axel Gedaschko
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Mietendeckel den Wohnungsmarkt belas-

ten und insofern abzulehnen sind und 

dass eine Beschleunigung und Digitalisie-

rung von Bau-/Planungs- und Vergabe-

prozessen zügig umgesetzt wird. Bei der 

SPD, dass ein erleichterter Zugang zu 

Mietkaufmodellen oder Genossenschafts-

anteilen in angespannten Wohnungs-

märkten ermöglicht werden soll.

Von einigen vorgeschlagenen Maßnah-

men raten wir jedoch stark ab, da sie we-

nig Nutzen entfalten würden bei gleich-

zeitig hohem politisch-gesellschaftlichem 

Preis: Die vollständige Übernahme des 

CO2-Preises durch die Vermieter und die 

Übernahme weiterer CO2-Kosten für 

Mietverhältnisse, in denen der Mieter ei-

nen direkten Liefervertrag mit Energie-

versorgern abschließt. Eine aktuelle Stu-

die zeigt, dass mehr als zwei Drittel der 

Mieter einen effizienten Klimaschutz in 

der Wohnungswirtschaft ohne ihre Mit-

wirkung für unmöglich halten, also ein-

gebunden werden wollen. Die Klimaziele 

werden wir nur erreichen, wenn wir end-

lich die Treibhausgasminderung in den 

Fokus nehmen. 

Ein weiterer Punkt, den wir für kontra-

produktiv halten, ist die Absenkung der 

Modernisierungsumlage: Dies würde die 

Wirtschaftlichkeit von Modernisierungs-

maßnahmen gefährden und eine Investi-

tionsbremse bedeuten. 

Welche Themen sollte eine neue 

Bundesregierung unbedingt und 

schnell angehen, um eine bessere 

und zielführendere Wohnungspolitik zu 

machen?

Jörg Kotzenbauer: Wie bereits erwähnt, 

benötigt Deutschland wirtschaftlich und 

sozial mindestens so viel Neubau wie in 

den vergangenen Jahren, kurzfristig so-

gar mehr. Gleichzeitig kann es nicht nur 

nach dem Motto „viel hilft viel“ funktio-

nieren. Ganz im Gegenteil müssen wir 

beim Wohnen grundsätzliche Fragen be-

antworten: Wie steigern wir die Energie-

effizienz? Was tragen moderne Quartie-

re zur Verkehrswende bei? Wie sorgen 

wir in einer alternden Gesellschaft für 

eine bedarfsgerechte Wohnraumversor-

gung für immer mehr Einpersonenhaus-

halte? Und wie bleibt das alles trotz der 

benötigten Investitionen bezahlbar? Die-

se Fragen sind so komplex und wichtig, 

dass sie kein Wohnungsunternehmen 

und keine Behörde dieser Welt allein re-

geln könnte. Für mich setzt das beispiels-

weise auch voraus, dass die öffentliche 

Förderung eine hohe Wirksamkeit entfal-

tet. Das sollte die Bundesregierung mög-

lichst schnell sicherstellen. 

Axel Gedaschko: Die Maßnahmen zur Er-

reichung der Klimaziele bis 2045 müssen 

sozialverträglich umgesetzt werden, die 

riesige Lücke auf dem Wohnungsmarkt 

mit 400 000 neuen Wohnungen jährlich 

muss geschlossen werden, es muss für 

gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt 

und Land gesorgt werden und der sozia-

le Zusammenhalt muss gesichert werden. 

Die Themen Quartiersmanagement, al-

tersgerechtes Wohnen und Integration 

müssen immer mitgedacht und ermög-

licht werden. Eine digitale Modernisie-

rung nicht nur von Planungs- und Geneh-

migungsverfahren, sondern auch für die 

Nutzung digitaler Technologien in den 

Häusern und Wohnungen, die Mobilitäts-

wende und für nachhaltige Smart Cities 

ist notwendig.  

Die wohnungspolitischen Weichen müs-

sen so gestellt werden, dass ein verbind-

licher und transparenter Rahmen aus ge-

setzlichen Vorgaben, Förderinstrumenten 

und strukturplanerischen Leitlinien ent-

steht. 

Einerseits möchte die Politik stei­

gende Mietpreise verhindern, an­

dererseits wachsen die Anfor­

derungen an die Energiebilanz der 

Gebäude. Existieren passende Rahmen­

bedingungen, damit Vermieter Bezahl­

barkeit und Investitionen in Klimaschutz 

gleichzeitig sicherstellen können?

Axel Gedaschko: Um die Klimaziele beim 

Wohnen sozial verträglich umzusetzen, 

müssen Haushalte mit mittleren und 

niedrigen Einkommen finanziell unter-

stützt werden. Wir haben dazu ein Kon-

zept entworfen, das auf drei Säulen be-

ruht: Die Förderung bewirkt erstens, dass 

Mieter im Bereich Klimaschutz für die 

Maßnahmen an ihrem Gebäude und un-

ter Berücksichtigung der künftigen Ein-

sparungen beim Heizen nur maximal 50 

Cent Miete pro Quadratmeter mehr zah-

len als zuvor. 

Der Gebäudeeigentümer verpflichtet sich 

zweitens dazu, die Verbilligung durch die 

Förderung der energetischen Umbau-

maßnahmen an die Mieter weiterzuge-

ben und die Bestandsmiete für einen 

sehr langen Zeitraum nur geringfügig 

nach einem noch festzulegenden Index 

anzuheben. Drittens muss festgelegt 

werden, bis wann unter Berücksichtigung 

Präsident, GdW Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen e.V.,
Berlin

Chief Executive Officer, ZBI GmbH, 
Erlangen

Der Bundestag entschied im Jahr 2020, das Ge-
setz zur Mietpreisbremse zu verschärfen. Mie-
ten dürfen demnach bei neuen Vertragsab-
schlüssen maximal 10 Prozent über der orts
üblichen Vergleichsmiete liegen. Auf diese 
Weise sollte der Wohnungsmarkt entspannt 
und Mieter entlastet werden. Dass in Deutsch-
land ein starkes Mietrecht im Sinne der Mieter 
bestehe, sei richtig, finden die Autoren. Aller-
dings seien weder der Mietendeckel noch Ent-
eignung oder die Mietpreisbremse adäquate 
Mittel, um die angestrebte Entspannung bei 
den Wohnungsmärkten herbeizuführen. Denn 
diese würden ausgerecht diejenigen Unterneh-
men bestrafen, die sich sozial verantwortlich 
verhalten. Um das Problem des Wohnungs-
mangels also wirklich zu lösen, müsse schlicht-
weg mehr bezahlbarer Wohnraum geschaffen 
werden. Und hierfür tragen neben dem Bund 
vor allem die Kommunen und Bundesländer 
die Verantwortung. (Red.)

Axel Gedaschko

Jörg Kotzenbauer
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http://www.xing.com/net/price817fx/wohnprofis/
https://www.linkedin.com/company/gdw-bundesverband-deutscher-wohnungs--und-immobilienunternehmen-e-v-
https://twitter.com/GdWwohnen
https://www.linkedin.com/company/zbi-zentral-boden-immobilien-gruppe/
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aller Beteiligten wie viel CO2 eingespart 

werden kann. Die Politik muss zusätzlich 

dafür sorgen, dass ganze Wohnquartiere 

in energetische Konzepte miteinbezo-

gen, neue Technologien angewendet 

werden können und die Erzeugung so-

wie der Verbrauch von grüner Energie 

vor Ort im Quartier, beispielsweise durch 

Fotovoltaik, stark vereinfacht wird.

Herr Kotzenbauer, in einem Gast­

beitrag haben Sie jüngst eine 

neue gemeinschaftliche Idee im 

Sinne der sozialen Marktwirtschaft ins 

Spiel gebracht, die nachhaltig eine sozia­

le „Rendite“ und einen ökonomischen 

Nutzen des Wohnens vereint. Wie muss 

ich mir diese Idee genau vorstellen?

Jörg Kotzenbauer: Wir haben diese Idee 

zunächst bewusst als Vision formuliert, 

die mit Leben gefüllt werden soll. Der 

Grundimpuls ist, dass wir langfristig zu 

einem besseren Miteinander kommen 

müssen. Die Debatte ist in den vergange-

nen Jahren von Extremen geprägt gewe-

sen – der „Miethai“ auf der einen Seite, 

der „Mietnomade“ auf der anderen. 

Aber diese Stereotype entsprechen fast 

nie der Realität. Für uns als Unternehmen 

spielt zudem die Verantwortung gegen-

über unseren Mietern und Anlegern so-

wie unseren Mitarbeitenden und Part-

nern eine wichtige Rolle. 

Wir möchten uns am genossenschaftli-

chen Gedanken orientieren und partner-

schaftlich agieren. Natürlich müssen und 

wollen wir im Sinne unserer Anleger, die 

überwiegend Kleinsparer sind, mit deren 

Kapital vernünftig umgehen und sachge-

rechte Verzinsung erwirtschaften. Aber 

das geht nicht um jeden Preis. Unsere 

Mieter sollen ein gutes Leben in unseren 

Wohnungen haben und sich die Miete 

leisten können – deshalb möchten wir 

mit ihnen einen konstruktiven, vertrau-

ensvollen Dialog führen.

Wie passen Investorenansprüche 

auf der einen und Mieterinteres­

sen auf der anderen Seite unter 

einen Hut? 

Jörg Kotzenbauer: Ich denke an dieser 

Stelle gibt es ein fatales Missverständnis 

in der öffentlichen Auseinandersetzung. 

Aus meiner Sicht handelt es sich über-

haupt nicht um gegensätzliche Pole. In 

ganz vielen Bereichen sind die Interessen 

sogar mehr oder weniger identisch. Zum 

Beispiel profitieren doch beide Seiten 

von einem möglichst guten Zustand der 

Gebäude und Wohnungen. Je höher der 

Wohnwert für die Mieter, desto höher ist 

auch der Vermögenswert der Immobilie. 

Das ist eine oft unterschlagene Dimensi-

on der Nachhaltigkeit: Wer langfristig 

gutes Geld verdienen möchte, der muss 

verantwortlich handeln und eine gute 

Leistung erbringen. Es ist ja keineswegs 

so, dass wir überall und für immer soge-

nannte Vermietermärkte haben bezie-

hungsweise haben werden. Wenn die 

Menschen den Eindruck haben, dass sie 

für ihre Wohnung zu viel bezahlen, wer-

den sie perspektivisch umziehen. Auch 

hierbei wirkt das Prinzip von Angebot 

und Nachfrage. Natürlich möchte der 

Mieter möglichst wenig bezahlen und 

der Investor möglichst viel einnehmen. 

Auch auf dem Wohnungsmarkt ist das Fi-

nanzielle zwar ein wesentlicher, aber nur 

ein Aspekt unter vielen. 

Was können die Kommunen und 

die Immobilienwirtschaft für be­

zahlbaren Wohnraum tun? 

Axel Gedaschko: Die politische Verant-

wortung dafür, dass das Wohnen der 

Zukunft finanziert werden kann, tragen 

neben dem Bund insbesondere die Kom-

munen und die Bundesländer. Sie müssen 

durch zügige Baulandausweisung, Grund-

stücksvergaben und Genehmigungsver-

fahren, zukunftsfähige Bauordnungen 

und insbesondere die Förderung des so

zialen Wohnungsbaus insbesondere im 

Mietwohnungsbereich für ein ausreichen-

des Angebot an bezahlbarem Wohnraum 

sorgen.

Die Kommunen müssen Bauland verbil-

ligt und bevorzugt für preisgünstiges 

Bauen und Wohnen zur Verfügung stel-

len und nicht bei den restlichen Grund-

stücken wieder aufschlagen. Denn so 

wird für „Otto Normalverbraucher“ eine 

Neubauwohnung unerschwinglich.

Jörg Kotzenbauer: Beide Seiten haben in-

dividuell nur beschränkten Einfluss auf 

die Gesamtsituation. Aber wenn es ge-

lingt, gemeinsame Strategien zu entwi-

ckeln, gibt es klare Handlungsmöglich-

keiten. Beispiel Baukosten: Weder die 

Immobilienwirtschaft noch die Lokalpoli-

tik ist für die Teuerungen der vergange-

nen Jahre verantwortlich. Aber wir kön-

nen in unseren Bereichen die richtigen 

Schlüsse ziehen. Das hat viel mit Prioritä-

ten zu tun. Die Immobilienwirtschaft soll-

te etwa ihre Expertise dafür einsetzen, 

dass gutes Wohnen auch mit einfacheren 

Mitteln möglich wird. 

Eine Drei-Zimmer-Wohnung muss meines 

Erachtens nicht 100 Quadratmeter ha-

ben, um zeitgemäß zu sein. Bei klugen 

Grundrissen und hoher Funktionalität 

reichen auch 75 Quadratmeter. Genauso 

können die Kommunen einerseits direkt 

– beispielsweise indem sie eigene Flächen 

vergünstigt und zweckgebunden abge-

ben – beitragen, aber auch indirekt. 

Wenn für jedes Neubauprojekt eine Tief-

garage gefordert wird, dann treibt das 

die Kosten. Diese Zusammenhänge muss 

man verstehen und die richtigen Schlüsse 

ziehen, sonst kommen wir nicht weiter.

Wo sind staatliche Eingriffe in 

den Wohnungsmarkt richtig, wo 

kontraproduktiv?

Jörg Kotzenbauer: Ich finde es richtig, 

dass wir in Deutschland ein starkes Miet-

recht im Sinne der Mieter haben. Wohn-

raum darf kein Wirtschaftsgut wie alle 

anderen sein. Es wäre unverantwortlich, 

hier die reine Lehre ins Feld zu führen 

und in allen Fällen zu sagen: Das regelt 

„Dass wir in Deutschland ein starkes Mietrecht  

im Sinne der Mieter haben, ist richtig.“ 

	 Jörg Kotzenbauer
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der Markt. Umgekehrt ist es aber genau-

so falsch, alles zu regulieren und die Pro-

duktivkräfte des Marktes dadurch abzu-

würgen. Das würde nur dazu führen, 

dass sich Investoren über kurz oder lang 

aus dem Markt zurückziehen – und das 

wiederum wäre angesichts der aktuellen 

Herausforderungen wirklich kontrapro-

duktiv. Die soziale Marktwirtschaft ist aus 

meiner Sicht noch immer das richtige 

Leitbild. Der Staat muss einen Rahmen 

setzen, innerhalb dessen die Unterneh-

men und die Verbraucher ihre Interessen 

aushandeln können. Wir hatten in 

Deutschland mit den Mietspiegeln ein 

jahrzehntelang wirksames Instrument. 

Die Politik ist dann in den vergangenen 

Jahren zusehends über das Ziel hinausge-

schossen und erzeugt so eine künstliche 

Schieflage am Markt. Das Schlimme dar-

an ist, dass das oft gar nicht im Interesse 

der Schwächsten in der Gesellschaft ist.

Axel Gedaschko: Mietendeckel, Enteig-

nung und Mietpreisbremsen sind keine 

adäquaten Mittel, um Wohnungsmärkte 

zu entspannen. Sie bestrafen ausgerech-

net die Unternehmen, die sich sozial ver-

antwortlich verhalten. Dagegen wird ein 

Unternehmen, das die Mietpreise nach 

oben hin ausgereizt oder sogar verletzt 

hat, von Plänen wie dem von sozialde-

mokratischer Seite vorgeschlagenen Mie-

tenmoratorium nicht wirklich getroffen. 

Dieses würde den sozialen Vermietern 

die Investitionsmittel für den notwendi-

gen klimaschonenden und altersgerech-

ten Umbau ihrer Wohnungen entziehen. 

Er kann dann schlicht nicht mehr stattfin-

den.

Um das Problem des Wohnungsmangels 

zu lösen, muss mehr bezahlbarer Woh-

nungsraum geschaffen werden. Mit Kon-

zeptvergaben und Verbilligungsprogram-

men für alle, die den bezahlbaren 

Wohnungsbau betreiben, kann bezahl-

bares Wohnen gelingen. Darüber hinaus 

halten wir die Förderung für essenziell. 

Ist der Föderalismus trotz all sei­

ner Vorzüge hierbei hinderlich? 

Es gibt Unmengen von Vorschrif­

ten. Müsste es hier klare Verantwortlich­

keiten geben, die zu schnelleren Prozes­

sen und vor allem Vergaben führen?

Axel Gedaschko: Die Länderbauordnun-

gen unterscheiden sich in ihren Anforde-

rungen. Da der räumliche Geltungsbe-

reich der einzelnen Landesbauordnungen 

jeweils auf die entsprechenden Bundes-

länder begrenzt ist, müssen Planer und 

Bauherren, die in mehreren Ländern pla-

nen und bauen, jeweils verschiedene Re-

geln einhalten. Die Bauordnungen aller 

Länder sollten harmonisiert werden, um 

dort einheitliche Anforderungen an den 

modularen und seriellen Bau zu formu-

lieren.

Auf welche Bauvorschriften könn­

te man am ehesten verzichten?

Axel Gedaschko: Anforderungen und 

Normen an Wohngebäude haben ein 

vertretbares Maß längst überschritten. 

Normen, Qualitätsanforderungen und 

Standards, die das Bauen verteuern und 

verlangsamen, sollten abgespeckt wer-

den. Nur eine verpflichtende und konse-

quente Berücksichtigung von Folgekos-

tenabschätzungen in Gesetzgebungs-, 

Normungs- und Bauplanungsprozessen 

kann die weitere Baukostensteigerung 

abbremsen. 

Die Problematik der Festschreibung zu 

hoher Standards in Normen zeigt das Bei-

spiel des Schallschutzes. Dieser hat insbe-

sondere aufgrund der Haftungsrisiken 

für die Investoren, Ausführenden und 

Planer einen besonderen Anspruch an 

das Bemessungsverfahren und an die Pla-

nung. Das Anforderungsniveau an den 

Schallschutz nach DIN 4109:1989-11 und 

an den erhöhten Schallschutz nach DIN 

4109 Beiblatt 2: 1989-11 hatte sich in der 

Praxis bewährt. Trotzdem wurden vom 

DIN 2018 das Beiblatt zurückgezogen, 

eine neue Schallschutznorm erarbeitet 

und ein neues Berechnungsverfahren in 

Bezug genommen. Ein jahrelanger Streit 

zwischen reiner Lehre und Praxis drehte 

sich um die Höhe der Schallschutzanfor-

derungen. Die VDI-Richtlinie legt beim 

Schallschutz noch höhere Anforderungen 

fest, die in der Umsetzung wiederum zu 

Schwierigkeiten und zu deutlichen Mehr-

kosten führt. VDI-Richtlinien werden auf 

Ebene des VDI ohne Mitwirkung der be-

troffenen Kreise erarbeitet und veröf-

fentlicht.

Es wird seit geraumer Zeit über 

eine Reform der Riester-Rente 

diskutiert. Was ist in diesem Kon­

text mit Blick auf Wohn-Riester zu be­

achten?

Axel Gedaschko: Seit 2008 wird der Er-

werb von Genossenschaftsanteilen an ei-

ner Wohnungsgenossenschaft durch die 

Einbeziehung in die staatlich geförderte 

Altersvorsorge begünstigt. Allerdings sind 

die formalen beziehungsweise bürokrati-

schen Anforderungen an das Riester-ge-

förderte genossenschaftliche Altersvor-

sorgeangebot zu hoch. Die wesentliche 

Hürde – Probleme beim Handling der 

vielfältigen Informations- und Melde-

pflichten durch die Wohnungsgenossen-

schaften als Kleinstanbieter – wurde nicht 

beseitigt. Genossenschaften kennzeich-

net typischerweise eine Personalausstat-

tung in der Größenordnung zwischen 

drei und rund 30 Mitarbeitern. Damit 

können Wohnungsgenossenschaften kei-

ne eigenen Spezialisten dauerhaft vorhal-

ten, die die Komplexität des staatlich 

geförderten Riester-Sparens mit all sei- 

nen Facetten beherrschen. Hinzu kommt, 

dass die üblicherweise verwendete woh

nungswirtschaftliche Standardsoftware 

den Riester-Anforderungen nicht gerecht 

wird.

Fazit ist, dass die gute Idee des staatlich 

geförderten genossenschaftlichen Alters-

vorsorgeangebots gescheitert ist, weil 

die Wohnungsgenossenschaften nicht die 

erforderliche Unterstützung vonseiten 

der Regierung und der Politik erhalten 

haben.

„Der Mietendeckel ist kein adäquates Mittel,  

um Wohnungsmärkte zu entspannen.“ 

	 Axel Gedaschko


